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AUSGEWÄHLTE  
VERANSTALTUNGEN

6.– 7. OKTOBER
Netzwerkarbeit im ÖGD:
Fokus Multiresistente-
Erreger-Netzwerke
Eine gute Vernetzung ist 
entscheidend für die kom-
munale Zusammenarbeit im 
Infektionsschutz und bei der 
Bekämpfung multiresistenter 
Erreger (MRE). Die Präsenz-

fortbildung vermittelt Grund-
lagen der Netzwerkarbeit, 
zeigt Wege zur Gewinnung 
und Einbindung von Part-
ner:innen und beleuchtet die 
Rolle von Moderator:innen. 

26.– 27. OKTOBER
Einführung in die Open-
Source-Software R
Diese Präsenzfortbildung 
bietet Anfänger:innen einen 
Einstieg in die Programmier-

sprache R und die Entwick-
lungsumgebung RStudio. 
Neben den Grundlagen der 
Programmierung werden 
moderne Methoden der 
Datenanalyse mit Tidyverse 
und Quarto sowie Möglich-
keiten des Programmierens 
mit KI vorgestellt. 

18.– 19. NOVEMBER
Aktuelles Lebensmittel-
recht

Die überarbeiteten „Früh-
stücksrichtlinien“ bringen 
neue Vorgaben für die Kenn-
zeichnung und Vermarktung 
ausgewählter Lebensmittel. 
Die Fortbildung gibt einen 
Überblick über die recht-
lichen Änderungen und 
deren Auswirkungen auf 
Produktion, Handel und 
Lebensmittelüberwachung. 
Fallbeispiele zum Thema 
Bußgeldverfahren zeigen die 

praktische Umsetzung und 
den Umgang mit Verstößen. 

7.– 8. DEZEMBER 
Praxis Gesundheitsamt:  
Von Akteneinsicht bis 
Zuständigkeit
Diese Präsenzfortbil-
dung vermittelt neuen 
Mitarbei ter:innen im ÖGD 
grundlegendes Wissen zu 
Verwal tungsstrukturen und 
Verwaltungshandeln. Wie-

dereinsteiger:innen können 
ihr Wissen auffrischen und 
gezielt Fragen klären. Im 
Fokus stehen die beson-
deren Anforderungen des 
ÖGD und die für die tägliche 
Arbeit relevanten Kompe-
tenzen. 
 

Alle Veranstaltungen der 
AÖGW finden Sie unter

	→  akademie-oegw.de 
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Was auf den ersten Blick nach Routine und Ver-
waltung klingt, ist eine Aufgabe mit viel medizi-
nischer Vielfalt und engem Kontakt zu den Men-
schen. Unsere Reportage aus dem Gesundheits-
amt Moers zeigt, wie Dr. Astrid Hilgenstock und 
ihr Team Untersuchungen und Begutachtungen 
mit Professionalität, Neutralität und Empathie 
verbinden.

Die Vielfalt der Tätigkeiten wurde unlängst 
auch auf dem ÖGD-Kongress vorgestellt. Die 
Grundlage für die „Standort bestimmung“ hatte 
der Gemeinsame Fachausschuss Amtsärztlicher 
Dienst des Bundesverbandes der Ärztinnen und 
Ärzte des Öffentlichen Gesundheitsdienstes und 
der Deutschen Gesellschaft für Öffentliches Ge-
sundheitswesen in einem Workshop erarbeitet.

Für unser Interview stand uns eine ÖGD-Ikone 
Rede und Antwort: Dr. Rudolf Lange, der 37 Jahre 
das Kreisgesundheitsamt Mettmann leitete – 
und den ÖGD an vielen weiteren Stellen vertre-
ten und entwickelt hat. 

Mehr auf den Seiten 4, 5 und 8

„ICH BIN EIN FAN 

DES AMTSÄRZTLICHEN DIENSTES!“ 

https://www.akademie-oegw.de/
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Kooperation: Krisenmanage
ment im Gesundheitsschutz

Seit Juli besteht eine neue Kooperation 
zwischen der AÖGW und dem Landes
gesundheitsamt Baden-Württemberg. Sie 
beinhaltet die Konzeption und Durch
führung eines umfangreichen Fortbil-
dungsprogramms zum Krisenmanagement 
im Gesundheitswesen. Bis Ende 2028 
führt die AÖGW rund 100 Veranstaltungs-
termine in Baden-Württemberg durch. 
Das Programm umfasst Präsenzmodule, 
Online-Formate sowie digitale Lern
einheiten. Finanziert wird es vom Land 
Baden-Württemberg.

Die Idee für die Kooperation entstand 
bereits Ende 2025, nachdem sich die 
Gesundheitsministerkonferenz zu einer 
stärkeren Rolle des Öffentlichen Gesund-
heitsdienstes im Bevölkerungsschutz 
bekannt hatte.

Profitieren werden von dem Programm 
auch alle anderen Bundesländer: Die im 
Rahmen der Kooperation neu entwickel-
ten Module werden künftig bundesweit 
angeboten.

Mehr Infos
	→ akademie-oegw.de/fortbildung

Neue Studie: Abwasser 
spiegelt Infektionslage

Im Abwasser können zirkulierende Krank-
heitserreger nachgewiesen werden, noch 
bevor das Gesundheitsamt eine ent-
sprechende Meldung durch Labore oder 
Kliniken erhält. Das Kreisgesundheitsamt 
Mettmann und das Institut für Künstliche 
Intelligenz in der Medizin an der Univer-
sität Duisburg-Essen haben eine aktuelle 
Studie im Fachjournal „Frontiers in Public 
Health“ veröffentlicht, die Abwasser-
proben aus dem Monheimer Klärwerk mit 
Blick auf eine epidemiologische Lagebe-
wertung analysiert.

Nachgewiesen wurden SARS‑CoV‑2 so-
wie weitere Erreger, darunter solche mit 
Antibiotikaresistenzen. Die Studie zeigt, 
dass wastewater‑based epidemiology 
(WBE) den behördlichen Infektionsschutz 
wirkungsvoll ergänzen kann. Laut Kreis-
gesundheitsamt Mettmann bietet die Ein-
bindung von WBE‑Daten großes Potenzial 
für die sogenannte epidemic prepared-
ness. So können medizinische Einrich-
tungen frühzeitig passende Therapeutika 
bereitstellen, Diagnostik anpassen oder 
Impfangebote ausweiten.

Mehr Infos
	→ aoegw.de/1h7sw

DigiTreff  
unter neuer Adresse

„DigiTreff“ heißt eine beliebte und fest  
im Öffentlichen Gesundheitsdienst 
etablierte Austauschplattform für Digi-
talisierungsbegeisterte aus den Gesund-
heitsämtern. Im Mittelpunkt stehen der 
fachliche Austausch und die Vernetzung: 
Die Teilnehmenden aus ganz Deutsch-
land teilen Erfahrungen, diskutieren 
Fragen zu Softwareprodukten oder 
digitalen Lösungen und entwickeln ge-
meinsam Ideen sowie Lösungsansätze.

Das Onlineformat findet alle 14 Tage 
dienstags statt und wurde 2022 von 
Leonie Fries und Alexander Bayer im 
Gesundheitsamt Mönchengladbach ins 
Leben gerufen. Im Oktober 2024 ist  
die Moderation des DigiTreffs vom 
Digitalisierungsteam des Gesundheits-
amts Düsseldorf übernommen wor-
den. Zuletzt wurde das Format von der 
AÖGW im Rahmen des nun beendeten 
Projekts ÖGD Connect angeboten, seit 
Juli wird der DigiTreff vom Gesund-
heitsamt Düsseldorf gehostet.

Mehr Infos: 
	→ aoegw.de/wlh5v

ÖGDigital  
bald auch in Berlin

Das Land Berlin ist zum 1. September 
der länderübergreifenden Kooperation 

„Einheitliches Digitales Ökosystem ÖGD 
(EDÖ²)“ beigetreten, die von Baden-Würt-
temberg und Bayern initiiert wurde. Die 
Zusammenarbeit ist laut Meldung aus 
Berlin ein wichtiger Schritt, um die Digita-
lisierung der Gesundheitsämter effizienter, 
kostengünstiger und zukunftssicher zu 
gestalten.

Gemeinsam erarbeiten die Kooperations-
parter:innen eine modular aufgebaute 
Fachanwendungslandschaft auf Basis der 
Plattform „ÖGDigital“, die in Baden-Würt-
temberg bereits flächendeckend im Ein-
satz ist und aktuell in Bayern ausgerollt 
wird. Bestehende Module lassen sich 
mitnutzen, während neue Funktionen in 
abgestimmter Zusammenarbeit entste-
hen. Entwicklungs- sowie Betriebskosten 
sollen geteilt und Doppelarbeit vermie-
den werden. Statt Insellösungen entstehe 
so ein einheitliches digitales Ökosystem, 
heißt es aus Berlin.

Mehr Infos:
	→ aoegw.de/sq6yo

IN KÜRZE
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HUMANITÄRE KINDER-
SPRECHSTUNDE ZEIGT 
VERSORGUNGSLÜCKEN AUF

Autorinnen: Lisa Petersen & Sarah Hensen, Gesundheitsamt Frankfurt am Main

Kinder ohne oder mit ungeklärtem Kranken-
versicherungsstatus gehören zu den beson-
ders benachteiligten Gruppen im deutschen 
Gesundheitssystem. Neben dem Kranken-
versicherungsstatus verhindern auch zum 
Beispiel sprachliche und administrative Bar-
rieren den Zugang zum gesundheitlichen 
Regelsystem. 

Die langjährigen Erfahrungen aus den 
Humanitären Sprechstunden am Gesund-
heitsamt Frankfurt am Main machen den 
Versorgungsbedarf deutlich sichtbar: Wäh-
rend Kinder und Jugendliche zu Beginn der 
primärmedizinischen Humanitären Sprech-
stunden ab 2001 nur einen kleinen Teil der 
Patient:innen ausmachten, stieg ihr Anteil 
nach Einführung der kinder- und jugend-
ärztlichen Sprechstunde 2010 kontinuier-

lich an und lag ab 2017 bei etwa einem 
Drittel aller Patient:innen. In dieser Sprech-
stunde, die einmal wöchentlich stattfindet, 
werden Kinder kostenlos und vertraulich 
behandelt und zugleich Versorgungslücken 
aufgezeigt. 

Eine kinder- und jugendärztlich ergän-
zend dokumentierte Auswertung der Vor-
stellungen aller Kinder, die zwischen Ok-
tober 2025 und Februar 2026 die Sprech-
stunde besuchten und zu diesem Zeitpunkt 
im Regelsystem unversorgt waren, zeigt: 
Von 143 dokumentierten Vorstellungsan-
lässen entfielen 58 (41 %) auf Impfungen 
und 41 (29 %) auf Vorsorgeuntersuchungen. 
Rund 70 % aller Kontakte dienten damit der 
Durchführung (teils nachzuholender) re-
gulärer präventiver Leistungen. Akute Be-

schwerden wie Infekte oder dermatologi-
sche Erkrankungen spielten demgegenüber 
eine geringere Rolle. 

Der Krankenversicherungsstatus konnte 
zum Zeitpunkt der Vorstellung oftmals nicht 
eindeutig bestimmt werden. Einzelne Kin-
der wurden nach zwischenzeitlich geklär-
tem Versicherungsschutz durch die Clea-
ringstelle für Krankenversicherungsschutz 
Frankfurt am Main bis zur tatsächlichen An-
bindung an die Regelversorgung weiterhin 
in der Sprechstunde betreut.

FAST DIE HÄLFTE UNTER EINEM JAHR
Besonders auffällig ist die Altersstruktur 
der vorgestellten Kinder: 43 % waren jünger 
als ein Jahr. Gerade in dieser Lebenspha-
se sind Impfungen, Früherkennungsunter-
suchungen und die frühzeitige Erkennung 
von Entwicklungsauffälligkeiten zentral. 
Dass Vorsorgeuntersuchungen in relevan-
tem Umfang in einer niederschwelligen me-
dizinischen Ambulanz nachgeholt werden, 
ist auch deshalb bemerkenswert, weil die 
U-Untersuchungen in Hessen seit 2008 
gesetzlich verpflichtend sind. Der Befund 
macht damit die Kluft zwischen formalen 
Leistungsansprüchen und realem Zugang 
zur Versorgung im Regelsystem sichtbar. 
Die Zugangsbarrieren betreffen dabei oft 
ganze Familien. Mehr als jedes fünfte Kind 
erschien gemeinsam mit Geschwistern in 
der Sprechstunde.

Die Ergebnisse legen nahe, dass die zen-
trale Versorgungslücke bei Kindern mit er-
schwertem Zugang zur gesundheitlichen 
Regelversorgung häufig nicht in der Be-
handlung akuter Erkrankungen liegt, son-
dern im fehlenden Zugang zu Präventions-
leistungen. Die kinder- und jugendärztliche 
Humanitäre Sprechstunde übernimmt da-
mit eine wichtige sozialkompensatorische 
Funktion: Sie behandelt nicht nur Krankhei-
ten, sondern ermöglicht Kindern den Zu-
gang zu präventiven Leistungen, die für eine 
gesunde Entwicklung grundlegend sind.

Fehlender Krankenversicherungs-
schutz, prekäre Lebenslagen und unklare 
Leistungsansprüche wirken sich häufig 
auf mehrere Familienmitglieder gleichzei-
tig aus. Wichtig sind vernetzte kommunale 
Strukturen: Die enge Zusammenarbeit der 
kinder- und jugendärztlichen Humanitä-
ren Sprechstunde mit der Clearingstelle für 
Krankenversicherungsschutz zur Klärung 
von Versicherungs- und Leistungsansprü-
chen sowie weiteren Beratungsangebo-
ten, zum Beispiel von Maisha e. V. und den 
Kinderlotsen des Frankfurter Kinderschutz-
bundes e. V., ermöglicht es, medizinische 
Versorgung mit der Klärung von Leistungs-
ansprüchen und sozialer Beratung zu ver-
binden und Familien schrittweise an die Re-
gelversorgung heranzuführen.
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https://www.akademie-oegw.de/fortbildung
https://www.aoegw.de/1h7sw
https://www.aoegw.de/wlh5v
https://www.aoegw.de/sq6yo
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KEINE MELDUNGEN MEHR: 
ÖGD NEWS ENDEN

N
ach über vier spannenden und er-
eignisreichen Jahren verabschie-
dete sich die Redaktion der ÖGD 
NEWS am 20. Juli mit einer letz-

ten Meldung. Sowohl der technische Betrieb 

als auch die Redakteur:innen der ersten und 
einzigen Nachrichten-App für die Mitarbei-
tenden der Gesundheitsämter wurden aus 
Projektmitteln und Mitteln des Pakts für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) finan-

ziert – mit dem Ende der Finanzierung endete 
nun auch die Arbeit der Redaktion.

Mit über 45.000 Downloads war die mobile 
Nachrichten-App ÖGD NEWS ein mehr als 
erfolgreicher digitaler Informationsservice 
für den ÖGD. Sie wurde inhaltlich und tech-
nisch kontinuierlich weiterentwickelt und 
versorgte die Gesundheitsämter in ganz 
Deutschland nicht nur als kostenlose App 
für mobile Apple- oder Android-Geräte mit 
den wichtigsten Meldungen: Seit Juli 2025 
standen die Inhalte der ÖGD NEWS auch auf 
einer eigenen Website zur Verfügung, um die 
technische Einbindung in Intranets zu ver-
einfachen.

ÜBER 3.500 BEITRÄGE 
Das Redaktionsteam der ÖGD NEWS hat die 
Leser:innen seit 2022 mit über 2.000 Mel-
dungen, gut 1.000 Pressespiegeln und rund 
600 Terminhinweisen auf dem Laufenden ge-
halten. Aufgrund des Endes der Projektlauf-
zeit stehen die personellen Ressourcen, die 
das Herz eines seriösen und professionellen 
Nachrichtenmediums sind, nun nicht mehr 
zur Verfügung.

Die App wurde 2022 im Rahmen eines vom 
Bundesministerium für Gesundheit geförder-
ten Projekts an der Akademie für Öffentli-
ches Gesundheitswesen (AÖGW) in Düssel-
dorf entwickelt. Erklärtes Ziel war, einen di-
gitalen Kanal aufzubauen und zu etablieren, 
über den die Gesundheitsämter bundesweit 
unmittelbar und ohne Zeitverzögerung infor-
miert werden können – nicht zuletzt in Not- 

oder Krisenfällen wie der Corona-Pandemie. 
Rasch entwickelte sich daraus ein lebendi-
ger Nachrichten-Kanal, der seine Leser:innen 
von montags bis freitags tagesaktuell über 
politische Entwicklungen, wissenschaftliche 
Erkenntnisse, relevante Public-Health-The-
men und Aktionen der Gesundheitsämter in-
formierte.

Nach mehr als drei Jahren unter dem Dach 
des im März ausgelaufenen Projekts „Be-
darfsorientierte Unterstützung und Qualifi-
zierung für digitale Transformationsprozesse 
im Öffentlichen Gesundheitsdienst“ – kurz 
BUDDI – wechselten die ÖGD NEWS im April 
2026 in das ebenfalls durch den ÖGD-Pakt 
geförderte Projekt ÖGD Connect, das im Au-
gust endete. 

Anspruch der Redaktion war bis zum letz-
ten Tag, die Mitarbeitenden in den Gesund-
heitsämtern gezielt mit den Informationen 
und Veranstaltungshinweisen zu versor-
gen, die genau für ihr Berufsfeld von Inter-
esse sind. Schaut man sich die zahlreichen 
Reaktionen auf die Abschiedsmeldung der 
ÖGD NEWS an, scheint dies gelungen zu sein: 
„Die Lektüre war für mich täglich Pflicht – 
gut zusammengestellte Informationen, das 
wird wirklich fehlen!“, kommentierte Dr. Si-
mone Gurlit, Präsidentin des Landesamts 
für Gesundheit und Arbeitsschutz NRW, auf  
 LinkedIn. Sie fasst zusammen, was viele Le-
ser:innen in zahlreichen Nachrichten an die 
Reaktion zum Ausdruck gebracht haben.

Die Notapotheke der Welt.
Jede Spende hilft: 
IBAN: DE12 3206 0362 0555 5555 55
www.medeor.de

ANZEIGE

WAS FRAGEN KOMMUNEN,
WENN KINDER IN 
DIE SCHULE KOMMEN?

W
elche Fragen zu Lebensbe-
dingungen und Lebensstil 
enthalten Elternfragebögen 
zur Schuleingangsuntersu-

chung? Und wie unterscheiden sie sich von 
Kommune zu Komme?

Danach wurde in den Aus-, Fort- und Wei-
terbildungen der AÖGW immer wieder ge-
fragt. Paula Hermann, Studentin der Ge-
sundheitswissenschaften, und Dr. Nicole 
Rosenkötter, Referentin für Epidemiologie, 
Gesundheitsberichterstattung und Gesund-
heitsplanung an der AÖGW, nahmen sie zum 
Anlass und befragten bundesweit Kommu-
nen und Länder.

Entstanden sind ein Glossar mit den 
wortgetreuen Fragen und Antwortkatego-
rien der ausgewerteten Themen sowie eine 

Analyse der Rahmenbedingungen der El-
ternbefragung; beide zeigen gleichermaßen 
Einheitlichkeit und Bandbreite kommunaler 
Herangehensweisen. 

„Es freut uns sehr, dass aus einer Fra-
gestellung aus der Praxis eine Befragung 

entstanden ist, deren 
Ergebnisse nun wieder 
direkt in die Praxis und 
in unsere Schulungen 
zurückfließen“, sagt 
Dr. Nicole Rosenköt-
ter. Auf die Ergebnisse 
können Interessierte 
in einem Moodle-Kurs 
der AÖGW kostenfrei 
zugreifen.

Ebenfalls interes-
sant ist eine weitere 
Auswertung. Sie ent-
stand im Rahmen einer 
ELFA-Maßnahme (ELFA 
= Ein Land für alle) und 
beinhaltet den Sorge
berech tig ten fra ge

bo  gen auf Basis eines 
FHIR-Questionnaire. Die ser Standard macht 
digitale Fragebögen maschinenlesbar und 
sorgt dafür, dass sie sich zwischen unter-
schiedlichen IT-Sys temen austauschen 
 lassen.

Zum Moodle-Kurs der AÖGW: 
	→ aoegw.de/p7x13

Maximaldatensatz Sorgeberechtigten
fragebogen:

	→  aoegw.de/ywq4q

„JA, ABER“ – VIELLEICHT 
DIE TREFFENDSTE 
ANTWORT AUF KI IM ÖGD

W
ie steht es um Künstliche 
Intelligenz im Öffentlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD)? 
Bei der diesjährigen Som-

merakademie der Akademie für Öffentli-
ches Gesundheitswesen diskutierten Ex-
pert:innen mit rund 90 Teilnehmer:innen 
über Chancen, Erfahrungen und offene 
Fragen. 

Klar wurde: KI ist im ÖGD angekommen, 
steht aber noch am Anfang – und wird zu-
gleich zunehmend zum Normalfall. Erste 
Ergebnisse einer Umfrage der TU Dresden 
zeigen den Spagat besonders deutlich: 94 
Prozent der Befragten nutzen KI regelmä-
ßig, am häufigsten für Textarbeit. Rund ein 
Drittel gibt dabei auch sensible Daten in of-
fene KI-Systeme ein, gleichzeitig wünschen 
sich 82 Prozent geprüfte Anwendungen.

Die ersten Anwendungen werden be-
reits entwickelt: für den Wissenstransfer, 

die Begutachtung, den Sozialpsychiatri-
schen Dienst und die Bürger:innenkom-
munikation. Allerdings sind dies noch Pro-
totypen. Sie zeigen aber, was im ÖGD alles 
möglich ist. 

Im Verlauf der Veranstaltung ging es 
deshalb auch um die Frage, wie KI sicher, 
sinnvoll und verantwortungsvoll einge-
setzt werden kann. Datenschutz, ethi-
sche Aspekte und die Qualität der zu-
grunde liegenden Daten waren ze n trale 
Themen, ebenso wie der Umgang mit 
Schatten-KI. 

Eindeutige Antworten gab es meistens 
nicht – stattdessen immer wieder ein „Ja, 
aber“. Vielleicht ist das gar kein schlech-
tes Zeichen. Denn verantwortungsvoller 
Umgang mit KI bedeutet nicht, auf alle 
Fragen schon heute eine Antwort zu ha-
ben. Es bedeutet, auszuprobieren, kritisch 
zu hinterfragen, aus Erfahrungen zu ler-
nen und im Austausch zu bleiben.

Fo
to

: A
le

xa
nd

ra
 M

al
in

ka
 | 

A
Ö

G
W

Fo
to

: A
le

xa
nd

ra
 M

al
in

ka
 | 

A
Ö

G
W

Redaktionsteam der ÖGD NEWS:  
Mechthild Bausch, Michael Podschadel-Hoff und Ina Dosch (v.l.n.r.)

Schuleingangsuntersuchung im Kreis Lippe

https://www.akademie-oegw.de/fortbildung/e-learnings/schuleingangsuntersuchung-elternfragebogen
https://www.aoegw.de/ywq4q
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IM KREIS WESEL ARBEITEN FANS 
DES AMTSÄRZTLICHEN DIENSTES

Autor: Michael Podschael-Hoff, Redakteur, Team Digitales und Kommunikation, AÖGW

U
ntersuchungen im Kontext einer Verbeamtung und 
Begutachtungen im Auftrag des Jobcenters ge-
hören zum Kerngeschäft der Gesundheitsämter. 
Was für manche nach einem trockenen Arbeits-

feld klingt, wird im Kreis Wesel mit Engagement und Herzblut 
praktiziert, denn die Aufgaben des Amtsärztlichen Dienstes 
sind nicht nur vielfältig: Man arbeitet auch „nahe am Men-
schen“, erklärt Dr. Astrid Hilgenstock. 

Hilgenstock ist ärztliche Leitung des Amts- und Schulärztli-
chen Dienstes im Kreis und war zuvor viele Jahre in Kliniken 
als Anästhesistin tätig, bevor sie im Januar 2020 in den Öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) wechselte. Ihre theoreti-
sche Weiterbildung zur Fachärztin für öffentliches Gesund-
heitswesen absolvierte Hilgenstock von 2023 bis 2024 
bei der AÖGW. Obwohl der Einstieg der Medizinerin beim 
Gesundheitsamt für eineinhalb Jahre vor allem durch die 
Corona-Pandemie geprägt war, sagt sie heute mit Über-
zeugung: „Ich bin ein Fan des Amtsärztlichen Dienstes!“

TAKTGEBERINNEN DES FACHBEREICHS
Moers ist einer von zwei Standorten des Fachbereichs Ge-
sundheitswesen im niederrheinischen Kreis Wesel. Wer den 
Vorraum betritt, in dem sich Klient:innen für die anstehen-
den Untersuchungen anmelden, merkt sofort: Hier geht es 
nicht nur professionell zu, auch das Miteinander stimmt. Das 
wundert nicht, denn Iris Saemann und Jennifer Pillatz, die 
Medizinischen Fachangestellten (MFA) der Dienststelle, arbei-
ten bereits seit 20 Jahren zusammen. „Die beiden sind das 
Herz des Amtsärztlichen Dienstes hier. Sie sorgen ebenso 
wie ihre Kolleginnen in Wesel dafür, dass alles reibungslos 
abläuft“, lobt Hilgenstock.

Die MFA teilen sich in Moers nicht nur die anfallenden 
Aufgaben – von der Terminabstimmung, Identitätsprüfung 
und Aufnahme der gesundheitlichen Vorgeschichte bis zur 
Durchführung von Seh-, Hör- oder Urintests –, sondern sind 
auch beim Umgang mit Klient:innen einer Meinung: Man darf 
nicht in Routine verfallen, sondern muss immer den einzel-
nen Menschen sehen.

In den Dienststellen in Moers und Wesel wird dennoch 
sehr effizient gearbeitet, die Prozesse sind eingespielt. Das 

bewährt sich auch in Krisenzeiten, wie Amtsärztin Hilgen
stock stolz berichtet: „Während der Corona-Pandemie haben 
wir alle Schuleingangsuntersuchungen selbst durchführen 
können.“ Und das will etwas heißen, immerhin zählt der Kreis 
Wesel 465.000 Einwohner.

Die hohe Zahl wirkt sich auf die Arbeit des Amtsärztlichen 
Dienstes aus: Insgesamt 2.200 Untersuchungen wurden im 
vergangenen Kalenderjahr an beiden Standorten durch-
geführt. In gut 900 Fällen ging es dabei um das Beamten-
wesen, darunter 390 Untersuchungen im Vorfeld von Ein-
stellungen, 190 Beurteilungen der Dienstfähigkeit, aber 
auch zahlreiche Beihilfebegutachtungen.

EMPFEHLUNGEN, NICHT ENTSCHEIDUNGEN
Bei ihrer Arbeit legt Astrid Hilgenstock Wert darauf, zu ver-

mitteln, dass im Gesundheitsamt keine Stellenvergaben, 
Leistungskürzungen oder Ähnliches beschlossen wer-
den. „Entscheidungen, beispielsweise zu einer Einstel-
lung oder Verbeamtung, treffen die Dienststellen, in de-
ren Auftrag wir untersuchen. Der Amtsärztliche Dienst 
arbeitet völlig neutral und folgt nicht den Anweisungen 
eines Dienstherrn.“

Dementsprechend können die Empfehlungen der 
Amtsärzt:innen durchaus von den Erwartungen der 
beauftragenden Dienststelle abweichen. „Wir raten 
zwar auch manchmal von einer Verbeamtung ab, etwa 
wenn eine schwere Vorerkrankung oder schwere ge-
sundheitliche Einschränkungen vorliegen“, berichtet die  

Medizinerin. „Wenn die Dienst herrin oder der Dienstherr die 
betreffende Person aber einstellen will, passiert das auch.“

Mit gut 800 Terminen im Kalenderjahr sind Begutachtun-
gen im Auftrag des Jobcenters der zweite Arbeitsschwer-
punkt des Amtsärztlichen Dienstes im Kreis Wesel. In 
der Regel geht es dabei um die Erwerbsfähigkeit der 
Klient:innen. Um möglichen Vorurteilen gleich den Wind 
aus den Segeln zu nehmen, betont Hilgenstock: „Zu uns 
kommen nur wenige Menschen, die nicht arbeiten wollen.“

Liegt eine Arbeitsunfähigkeit vor, sind meist psychische 
Erkrankungen die Ursache. Jede fünfte Erkrankung ist or-

thopädisch bedingt, beispielsweise Rücken- oder Gelenk-
probleme. Neben körperlichen Einschränkungen, akuten oder 
chronischen Erkrankungen oder relevanten Krankheitsvor-
geschichten nimmt die Untersuchung daher grundsätzlich 
auch das seelische Befinden in den Blick – beides gehört un-
trennbar zusammen und kann sich darauf auswirken, inwie-
weit Menschen in der Lage sind, einer Arbeit nachzugehen. 
Das gilt auch im Beamtenwesen, wo eine Dienstunfähigkeit 
ebenfalls in den meisten Fällen auf psychische Ursachen 
zurückgeht: von Burnout über Depressionen bis hin zu Be-
schwerden durch Neurodiversität wie Autismus und ADHS.

Amtsärztin Hilgenstock hat außerdem festgestellt, dass 
psychische Belastungen, die in eine Erwerbsunfähigkeit 
münden, nicht selten durch den Job selbst herbeigeführt 
werden. „Arbeitsplatzkonflikte machen krank – und Krank-
heiten befördern Arbeitsplatzkonflikte“, sagt sie.

Neben einer allgemeinen Anamnese zu Vorerkrankungen 
und aktuellen Beschwerden wird im Kreis Wesel zusätzlich 
ein psychopathologischer Befund erhoben. Er basiert auf 
Fragen zur seelischen Befindlichkeit und typischen Sympto-
men bei psychischen Erkrankungen, unter anderem Konzen-

trationsfähigkeit, Denkstörungen, Halluzinatio-
nen, Wahngedanken oder Suizidalität. Im Einzel-

fall führt der Befund zu einer sozialmedizinischen 
Empfehlung, die von einer Psychotherapie bis zu be-

treutem Wohnen reichen kann. Ob und inwieweit diese 
Empfehlungen beherzigt werden, erfährt der Amtsärztliche 
Dienst in der Regel nicht.

DER MENSCH ALS MASS
Wenn man den Menschen in den Amtsärztlichen Untersu-
chungen und Begutachtungen im Kreis Wesel näherkommen 
kann, als es der medizinische Alltag in anderen Kontexten 
zulässt, hat das einen einfachen Grund: Zwischen 45 bis 60 
Minuten Zeit nehmen sich die Amtsärztinnen und MFA pro 
Termin für die Untersuchungen und Gespräche mit ihren 

Klient:innen. Die Untersuchungen finden an vier Tagen in der 
Woche vormittags statt, alle zwei Wochen bieten Nachmit-
tagstermine die Möglichkeit, auch außerhalb der üblichen 
Arbeitszeiten das Gesundheitsamt aufzusuchen.

Fragt man Astrid Hilgenstock, worauf es ihr bei der Tätig-
keit als Amtsärztin vor allem ankommt, erklärt sie: „Ich versu-
che, mich grundsätzlich von Vorurteilen frei zu machen und 

den individuellen Menschen zu betrachten, unabhängig 
von seiner Vorgeschichte.“ Denn im Umgang mit den 

Menschen in den Untersuchungen gilt für 
die Medizinerin der gleiche Grundsatz 
wie im Austausch mit den Auftragge-
bern des Amtsärztlichen Dienstes: Neu-
tralität steht an erster Stelle.
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tsärztin im Kreis Wesel: Dr. Astrid Hilgenstock

MFA Iris
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DER AMTSÄRZTLICHE
DIENST: 
EINHEIT IN DER VIELFALT?

Autorin: Dr. Dr. Elisa Hoffmann, Referentin für Begutachtung und Öffentliches Gesundheitswesen,  

AÖGW, und Sprecherin des Fachausschusses Amtsärztlicher Dienst

U
nabhängig von der Größe des 
Gesundheitsamtes findet er 
sich in der einen oder anderen 
Form in jeder unteren Gesund-

heitsbehörde: der Amtsärztliche Dienst. 
In der Aufgabenbeschreibung fallen dabei 
häufig die Begriffe „Amtsärztliche Unter-
suchung“ bzw. „Begutachtung“. Schaut 
man jedoch genauer, was sich hinter der 
Struktur verbirgt, stellt man schnell fest, 
dass es „den“ Amtsärztlichen Dienst nicht 
gibt – zu unterschiedlich sind die oft lan-
desrechtlich bzw. kommunal vorgegebe-
nen Aufgaben.

Eine „Standortbestimmung“ hatte der Ge-
meinsame Fachausschuss Amtsärztlicher 
Dienst des Bundesverbandes der Ärztinnen 
und Ärzte des Öffentlichen Gesundheits-
dienstes (BVÖGD) und der Deutschen Ge-
sellschaft für Öffentliches Gesundheitswe-
sen (DGÖG) beim ÖGD-Kongress 2025 ver-
sucht: In einem zweistündigen Workshop 
hatten Teilnehmende aus dem ganzen Bun-
desgebiet die Tätigkeitsfelder ihrer Amts-
ärztlichen Dienste zusammengetragen. 

Das Ergebnis stellte Axel Mertens, 
einer der Fachausschusssprecher, beim 
diesjährigen ÖGD-Kongress vor. Zwar sei 
die Befragung nicht repräsentativ gewe-
sen, die Vielfalt der Themengebiete den-
noch eindrücklich. Gemeinsam ist den 

Amtsärztlichen Diensten der Gutachten-
bereich in allerdings unterschiedlicher 
Ausgestaltung. Genannt wurden Gutach-
ten bzw. Stellungnahmen nach Beamten-, 
Tarif- und Aufenthaltsrecht, nach Fahr-
erlaubnisverordnung, im Kontext Schule, 
Ausbildung, Studium, aus den Bereichen 
Soziales, Familie, Polizei und Justiz. Auch 
Bescheinigungen, z. B. zum Mitführen von 
Betäubungsmitteln, und eher exotische 
Gutachtenanlässe wie Kapitalabfindun-
gen für Soldat:innen wurden aufgezählt. 

An einigen Gesundheitsämtern obliegt 
die Heilpraktikerüberprüfung dem Amts-
ärztlichen Dienst, zudem sind häufig wei-
tere Aufgaben der Medizinalaufsicht so-
wie das Leichen- und Bestattungswesen 
dort angesiedelt. Vereinzelt wurden auch 
die Überwachung des Handels mit nicht 
apothekenpflichtigen Medikamenten und 
Pilzberatung genannt. An manchen Äm-
tern sind die Bereiche Infektionsschutz 
und Hygiene in den Amtsärztlichen Dienst 
integriert. „Es ergibt sich das Bild eines 
Allrounders, der immer dann angespro-
chen wird, wenn medizinische Fachlich-
keit gefragt ist“, fasste Mertens zusam-
men. Im weiteren Verlauf soll innerhalb 
des Fachausschusses eine Unterarbeits-
gruppe entstehen, die sich mit der Stan-
dardisierung einzelner Abläufe im Amts-
ärztlichen Dienst befasst. 

CURRICULUM ANGEPASST: 
HYGIENEKONTROLLE IN NRW 
GEMÄSS NEUER AUSBILDUNGS- 
UND PRÜFUNGSORDNUNG

Autor: Sven Bannert, Ausbildungsleitung Hygienekontrolleur:innen, AÖGW

M
it der zum 1. Juli 2026 in Kraft getretenen 
Novellierung der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für Hygienekontrolleur:innen (APO-
HygKontr) in Nordrhein-Westfalen erfährt die 

Ausbildung eine umfassende Modernisierung. Sie trägt so-
mit zu einer praxisnahen Ausbildungsstruktur bei, die auf-
grund steigender Anforderungen im Öffentlichen Gesund-
heitsdienst unumgänglich ist. 

Die praktische Ausbildung wurde klarer definiert und ver-
bindlich ausgestaltet. Mindeststunden in zentralen Sach-
gebieten sowie eine präzise geregelte Praxisbegleitung 
stärken die Qualität der Ausbildung in den unteren Gesund-
heitsbehörden. Externe Praxiseinsätze sind nun struktu-
riert eingebunden, sodass alle Auszubildenden einheitliche 
berufspraktische Kompetenzen erwerben.

Die bisher verpflichtende Ausbildung zur Desinfektorin/
zum Desinfek tor entfällt, entsprechende Inhalte sollen je-

doch in der praktischen Ausbildung vermittelt werden. Des 
Weiteren ersetzen Praxisberichte das frühere Berichtsheft 
und führen zu einer transparenteren Leistungsbewertung. 
Erstmals fließen zudem Vornoten aus Theorie und Praxis 
direkt in die Abschlussnote ein. Darüber hinaus können, bei 
Nichtbestehen, einzelne Prüfungsteile wiederholt werden. 

Mit dem neuen Curriculum, welches auf Grundlage der 
neuen Ausbildungs- und Prüfungsordnung von der AÖGW 
im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales entwickelt wurde, existiert nun ein einheitlicher 
und aktueller Ausbildungsrahmen und Leitfaden für die 
Ausbildungsbehörden, der die notwendige Verzahnung von 
Theorie und Praxis reformiert.

Begleitend zur Einführung der neuen APOHygKontr NRW 
werden seitens der AÖGW Fortbildungsveranstaltungen 
angeboten, die Ausbildungsbehörden und Praxisanleiten-
den eine sichere Umsetzung der neuen Vorgaben ermög-
lichen. Die Veranstaltungen richten sich ausdrücklich auch 
an Trägerländer, die sich in ihren Regelwerken an der Aus-
bildungs- und Prüfungsordnung NRW orientieren oder Inte-
resse an der Implementierung der neuen Standards zeigen.

Damit ist der Weg bereitet, die Ausbildungsqualität für 
Hygienekontrolleur:innen nachhaltig zu erhöhen – zum 
Vorteil der Auszubildenden, der Gesundheitsbehörden und 
letztlich der öffentlichen Gesundheit.

	→ �Ausbildungs- und Prüfungsordnung: aoegw.de/bfvro
	→ �Curriculum: aoegw.de/od4fx

VERKÜRZTE 
WEITERBILDUNG: 
ABSCHNITTE ANGEPASST

Autorin: Dr. Kirsten Hasper, Referentin für Begutachtung  

und Öffentliches Gesundheitswesen, AÖGW

N
achdem auf dem 130. Ärzte-
tag im Mai die Verkürzung der 
ärztlichen Weiterbildung zur 
Fachärztin bzw. zum Facharzt 

Öffentliches Gesundheitswesen von 60 
auf 54 Monate beschlossen wurde, sind 
im nächsten Schritt die Anpassungen in 
die bestehende (Muster-)Weiterbildungs-
ordnung (MWBO) von 2018 eingeflossen. 
Die entsprechend aktualisierte Fassung 
vom 3. Juli 2026 ist auf der Website der 
Bundesärztekammer verfügbar.

Demnach gelten künftig folgende Mindest-
weiterbildungszeiten: 54 Monate Öffent-
liches Gesundheitswesen unter Befugnis 
an Weiterbildungsstätten; davon 30 Mo-
nate in einer Einrichtung des Öffentlichen 
Gesundheitswesens, 18 Monate in einem 
Gesundheitsamt und 24 Monate in ande-
ren Gebieten der unmittelbaren Patienten-
versorgung. Weitere 6 Monate müssten in 
Psychiatrie und Psychotherapie abgeleis-
tet werden, davon können zum Kompe-

tenzerwerb bis zu 3 Monate Weiterbildung 
im Sozialpsychiatrischen Dienst des Ge-
sundheitsamtes erfolgen. Die Neuordnung 
umfasst zudem statt bis dato 720 Stunden 
nur noch mindestens 360 Stunden beglei-
tende Kurs-Weiterbildung gemäß § 4 Ab-
satz 8 der MWBO.

Die bestehende MWBO der Bundes-
ärztekammer hat für die jeweiligen Lan-
desärztekammern empfehlenden Cha-
rakter. Um nach den neuen Regularien 
eine Anerkennung Öffentliches Gesund-
heitswesen erwerben zu können, ist die 
Übernahme in die Weiterbildungsordnung 
der jeweilig zuständigen Landesärzte-
kammer erforderlich, deren Mitglied die 
Ärztin bzw. der Arzt ist. Darüber hinaus 
müssen gegebenenfalls weitere landes-
spezifische Gesetze oder Verordnungen 
angepasst werden. Die künftige Ausge-
staltung des verkürzten Weiterbildungs-
kurses setzt zudem die Erarbeitung eines 
neuen (Muster-)Kursbuches seitens der 
Bundesärztekammer voraus.

MFA Jennifer Pilla
tz

https://www.aoegw.de/bfvro
https://www.aoegw.de/od4fx
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WAS BLEIBT, WAS KOMMT?  
VERNETZUNG UND 
DIGITALISIERUNG IM ÖGD

Autorin: Ina Dosch, Redakteurin, Team Digitalisierung und Kommunikation, AÖGW

A
m 12. Juni fand das letzte On-
line-Colloquium des Projekts 
ÖGD Connect statt. Das Interes-
se war groß, denn auf der Agen-

da standen Impulsvorträge verschiedener 
Akteur:innen, die für den ÖGD eine wichtige 
Rolle spielen. Sie skizzierten, welche Projek-
te aus dem ÖGD Pakt erfolgreich umgesetzt 
werden konnten, und richteten den Blick in 
die Zukunft: Was bleibt und was kommt? Klar 
ist: Vernetzung und Digitalisierung bleiben 
zentrale Themen für einen modernen ÖGD.

PERSPEKTIVE DES BMG
Im Pakt für den ÖGD stan-
den insgesamt rund 800 
Millionen Euro für Digitali-
sierungsprojekte zur Ver-
fügung, so Thomas Süptitz, 
Leiter des Referats 512 – 
Cybersicherheit, Interope-
rabilität und Datenkom-
patibilität. Hier seien 500 
Projekte sinnvoll umge-
setzt worden. „Gelernt ha-
ben wir“, so Süptitz, „digita-
le Transformation ist nicht 
eine Frage der Technik, son-
dern eine Frage des Prozes-
ses“. Er dankte der AÖGW, 
die viele Veranstaltungen 
zur digitalen Entwicklung 

im ÖGD durchgeführt, und damit die digitale 
Transformation weitergebracht habe und ap-
pellierte, die bereits jetzt aufgebauten Mög-
lichkeiten zu nutzen. Aufholbedarf sehe er bei 
der IT-Sicherheit. Hier gelte es, Awareness zu 
schaffen, dass etwa auch der Mensch ein Ein-
fallstor für Hackerangriffe sei. IT-Sicherheit 
sei neben Anschlussfähigkeit und Interope-
rabilität eines der zentralen Zukunftsthemen 
für einen digitalen ÖGD.

GEMATIK SIEHT DIGITALISIERUNGS-
POTENZIAL IM ÖGD
Thomas Jenzen von der gematik stellte An-

wendungen der Telematikinfrastruktur (TI) für 
den ÖGD vor, zum Beispiel die sichere E-Mail-
Kommunikation im Medizinwesen (KIM). Fast 
220.000 KIM-Adressen seien bislang insge-
samt vergeben worden, allerdings erst 48 an 
Gesundheitsämter. Man sei zwar auf einem 
guten Weg, so Jenzen, das Digitalisierungs-
potenzial im ÖGD sei jedoch noch lange nicht 
ausgeschöpft. Gemeinsam mit der AÖGW bie-
tet die gematik weiterhin die Online-Reihe 
ÖGD@TI mit konkreten Infos, Showcases und 
Diskussionen rund um die TI im ÖGD an. 

DIGITALE REIFE IM AUFWÄRTSTREND
Die Gesundheitsämter haben ihre „digitale 
Reife“ in den letzten Jahren kontinuierlich 
verbessert. Das zeigten die Ergebnisse der 
Reifegradprüfung in den Gesundheitsämtern, 
die Melina Schreiter (Fraunhofer Institut) und 
Nick Heitmann (TU Dresden) vom EvalDiGe-
Konsortium vorstellten. Insbesondere im 
Bereich IT-Kompetenz haben die Gesund-
heitsämter aufgeholt und entsprechendes 
Personal eingestellt. 2026 sollen die Projekt-
ergebnisse aufbereitet und wiederverwend-
bare sowie länderübergreifend einsetzbare 
Dokumente und Prozesse bereitgestellt wer-
den. Perspektivisch könnte das Reifegradmo-
dell zu einem Managementtool ausgearbei-

tet werden, mit dem die 
Gesundheitsämter ihre 
Digitalisierung steuern 
und organisieren.

WAS BLEIBT VOM 
PROJEKT ÖGD 
CONNECT? 
Das ÖGD Connect-Pro-
jekt-Team der AÖGW 
gab ein einen Rückblick 
auf die Projektarbeit der 
letzten beiden Jahre: An 
insgesamt 67 durchge-
führten Veranstaltungen 
hatten rund 5.000 Inte-
ressierte teilgenommen 
und das Angebot zum 

Austausch intensiv genutzt. Entstandene 
Kontakte werden auch künftig gepflegt. Der 
„DigiTreff“ etwa, ein offenes Online-Mee-
ting, bei dem sich Vertreter:innen der Ge-
sundheitsämter zu Digitalisierungsthemen 
austauschen können, läuft weiter. Seit Ende 
Juli hat ihn das Gesundheitsamt Düsseldorf 
übernommen. Auch die im Projekt entstan-
denen E-Learnings zu Digitalisierungsthemen 
stehen über die Moodle-Plattform der AÖGW 
weiterhin zur Verfügung. 

Frank Naundorf, Leiter des Teams Digi-
talisierung und Kommunikation der AÖGW, 
blickte zurück auf erfolgreiche Pakt-Projekte 
der AÖGW, darunter die gemeinsam mit dem 
ÖGD weiterentwickelte und evaluierte Reihe 
„Digitale Kompetenzen“ mit insgesamt mehr 
als 6.500 Teilnehmenden.

Über das Ende des Pakts hinaus konnte 
die AÖGW Angebote verstetigen oder sogar 
ausbauen: In Kooperationen mit verschiede-
nen Bundesländern und Gesundheitsämtern 
entwickelt sie zum Beispiel E-Learnings zu 
Datenschutz, KI und TI. Von den insgesamt 
33 geplanten Kursen stehen bereits viele auf 
der Moodle-Plattform der AÖGW zur Verfü-
gung. In Kooperation mit dem Gesundheits-
amt Düsseldorf wird die Lunch&Learn-KI-
Reihe der AÖGW ab September 2026 wei-
terlaufen.

Das Projekt ÖGD Connect wurde finanziert 
von der Europäischen Union – NextGenera-
tionEU.

Mehr Infos zu den genannten E-Learnings 
und Digtalisierungs-Veranstaltungen:

	→ akademie-oegw.de/fortbildung
	→ �fachportal.gematik.de/veranstaltungen

E-LEARNINGS: 
CYBER SECURITY UND 
DIGITALE KOMPETENZEN 
IM FOKUS

C
yberkriminalität ist allgegenwär-
tig: Im Jahr 2025 wurden rund 
334.000 Straftaten registriert. 
Der geschätzte Schaden liegt in 

Deutschland bei 202,4 Milliarden Euro. Um 
auch den Öffentlichen Gesundheitsdienst 
(ÖGD) im Bereich IT-Sicherheit und Daten-
schutz zu stärken und somit vor Cyberan-
griffen zu bewahren, ist Wissen rund um den 
Schutz von Daten unerlässlich. Die AÖGW 
bietet zahlreiche neue E-Learnings an, die 
genau dieses Fachwissen vermitteln.

In Kooperation mit den Ländern Schleswig-
Holstein und Sachsen-Anhalt sind zehn E-
Learnings zum Thema speziell für den ÖGD 
entstanden. Die AÖGW bringt dabei ihre fach-
liche Expertise ein, koordiniert die Umsetzung 
und stellt die E-Learnings über ihre Moodle-
Lernplattform bereit – für alle Teilnehmen-
den aus Trägerländern der AÖGW kostenfrei.

Die Themen reichen von Cyber Secu-
rity Basics über KI & Cyber Security in Be-

hörden bis hin zu Datenschutz im 
Gesundheitswesen. Petra Grimm-
Benne, Ministerin für Arbeit, So-
ziales, Gesundheit und Gleichstel-
lung des Landes Sachsen-Anhalt, 
erklärt: „Bürgerinnen und Bürger 
müssen sich darauf verlassen kön-
nen, dass ihre sensiblen Gesund-
heitsdaten sicher sind. Mit dieser 
Kooperation stärken wir die IT-Si-
cherheit im Öffentlichen Gesund-
heitsdienst und investieren damit 
direkt in den Schutz der Menschen 
in unserem Land.“ 

Die Ministerin für Justiz und Gesundheit 
des Landes Schleswig-Holstein Kerstin von 
der Decken ergänzt: „Ein moderner Öffent-
licher Gesundheitsdienst bedeutet auch, 
dass digitale Prozesse möglichst sicher und 
der Umgang mit sensiblen Daten verantwor-
tungsvoll ausgestaltet sein müssen. Die ge-
meinsamen Schulungsangebote tragen dazu 
bei, den Schutz dieser Daten weiter zu ver-

bessern und Vertrauen zu stärken. Ich freue 
mich, dass wir hierzu Synergien auf Länder-
ebene nutzen.“

Gemeinsam mit dem Bundesministerium 
für Gesundheit wurden acht weitere E-Lear-
nings zur Digitalisierung im ÖGD produziert. 
Dazu zählen unter anderem die Themen Tele-
medizin im ÖGD, No-Code, Low-Code und KI-
Coding für den ÖGD sowie Digitale Barriere-
freiheit. Kooperationen mit den Gesundheits-

ämtern Gütersloh und Düsseldorf schaffen 
wertvolle Synergien und erweitern das Port-
folio zum Beispiel um die E-Learnings Be-
deutung der Digitalisierung im ÖGD sowie Er-
folgsfaktor Mensch: Schlüsselkompetenzen im 
digitalen Gesundheitsamt.

Alle Trägerländer der AÖGW können kosten-
los von dem E-Learning-Angebot profitieren:

	→ aoegw.de/elearnings

Bild aus dem E-Learning „Ransomware im Gesundheitswesen und in Behörden“

https://www.akademie-oegw.de/fortbildung
https://www.fachportal.gematik.de/veranstaltungen
www.aoegw.de/elearnings
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WiR EMPFEHLEN

Das Standardwerk zu 
gutachtlichen Fragestellungen

Seit 2025 in der 9. und vollständig 
überarbeiteten Auflage erhältlich, 
vermittelt dieses Standardwerk auf weit 
über 1.000 Seiten die Grundlagen zu fast 
allen für den Amtsärztlichen Dienst 
relevanten Rechtsgebieten: von Fragen 
der Entschädigung und Berentung über 
Berufskrankheiten, das Versorgungsrecht, 
die Beurteilung psychischer Störungen 
und Krankheiten im Hinblick auf straf-
rechtliche Schuldfähigkeit und Notwen-
digkeit einer Betreuung bis hin zu 
Problemen der Arzthaftung.

Der Band ist nach Körperregionen bzw. 
Organsystemen geordnet, es gibt etwa 
Kapitel zu „Erkrankungen und Verletzun-
gen des Auges“ oder „Erkrankungen und 
Verletzungen der Psyche“. Die jeweiligen 
Kapitel sind strukturiert nach Epidemiolo-
gie, Symptomen, Therapiemöglichkeiten 
und Prognosen, der Schwerpunkt liegt 
dabei auf den gutachtlichen Aspekten.
Adressat:innen des Buchs sind nicht nur 
Ärztinnen und Ärzte im Amtsärztlichen 
Dienst, sondern ebenso mit der Begut
achtung befasste Vertreter:innen der 
Sozialversicherungsträger, Gerichte, 
staatlicher Institutionen und Behörden 
sowie privater Versicherungen.

Stationen von Flucht  
und Gesundheit

Das Buch befasst sich mit Menschen, die 
ihren Geburtsort oder einen Ort, den sie 
als ihr Zuhause betrachten, verlassen 
mussten – ohne dass diese Entscheidung 
in ihrem eigenen Ermessen lag. Gründe 
dafür sind etwa Verfolgung, Konflikte, 
Hungersnöte oder soziale und ökologische 
Bedingungen, die ein Leben dort unmög-
lich machen.

Die Autor:innen skizzieren die Stationen 
der Flucht: von der schwierigen Aus-
gangslage im Herkunftsland bis hin zu den 
oft ebenfalls schwierigen Umständen im 
Aufnahmeland. Dabei sind die Menschen 
vielfältigen Formen struktureller Unge-
rechtigkeit ausgesetzt – insbesondere 
auch in Bezug auf ihre Gesundheit. Denn 
strukturelle Gesundheitsrisiken stehen in 
direktem Zusammenhang mit sozialen Un-
gleichheiten, die wiederum auf struktu-
relle Ungerechtigkeiten zurückgehen. Da-
von betroffen sind Personen oder soziale 
Gruppen, die diese Ungerechtigkeiten 
überproportional erleben. Dies erfordert 
von ärztlichen und anderen Fachkolleg:in-
nen ein Verständnis für diese strukturel-
len Hindernisse, die die Gesundheit ihrer 
Patient:innen gefährden – neben ihrer 
Verantwortung für deren Versorgung und 
ihrem Einsatz für deren Gesundheit.

Kinder-  
und Jugendgesundheit

Der Öffentliche Gesundheitsdienst (ÖGD) 
hat in seinem Leitbild gesundheitliche 
Chancengleichheit als eines der Kernprin-
zipien seiner Arbeit definiert. Nirgends 
werden die Weichen dafür so grund-
sätzlich und dauerhaft gestellt wie bei 
Kindern und Jugendlichen. Der Kinder- 
und Jugendgesundheitsdienst (KJGD) hat 
deshalb die große Aufgabe, sicherzustel-
len, dass die Auswirkungen sozialer und 
gesundheitlicher Belastungsfaktoren auf 
kindliche Entwicklungschancen so gering 
wie möglich sind.

Das Buch führt in die Arbeit des KJGD 
ein. Es bietet einen detaillierten Über-
blick über Arbeitsfelder, Aufgabenberei-
che und Grundlagen. Der KJGD wird dabei 
konsequent als Akteur verstanden und 
beschrieben, der sich in den Kommunen 
für die Belange von Kindern, Jugendli-
chen und ihren Familien einsetzt, dabei 
multidisziplinär und vernetzt arbeitet und 
eine Lotsenfunktion im medizinischen und 
sozialen Versorgungssystem einnimmt 
in Hinblick auf Diagnostik, Therapie und 
Pflege sowie Gesundheitsförderung.

Pharmazie  
sozial denken

International ist Sozialpharmazie seit 
Jahrzehnten in Theorie und Praxis der 
Öffentlichen Gesundheit etabliert. In 
Deutschland konnte sich die Disziplin 
bisher weder in der Wissenschaft noch im 
Gesundheitswesen durchsetzen. Die 
große Ausnahme stellt Nordrhein-West
falen dar, wo Sozialpharmazie als 
Aufgabenbereich des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes (ÖGD) seit 1998 
gesetzlich verankert ist und von Amts
apotheker:innen umgesetzt wird.

Autor Udo Puteanus hat das Fach in NRW 
von Beginn an bis 2023 im Landesinstitut/
Landeszentrum für Gesundheit vertreten. 
Er schildert hier, wie es zu der Sonderstel-
lung in NRW gekommen ist, was auf 
Kommunal- und Landesebene durch 
sozialpharmazeutische Projekte für die 
Öffentliche Gesundheit erreicht werden 
konnte und welche Potenziale (bisher) 
ungenutzt blieben. Der Band gibt 
außerdem einen Ausblick auf zukünftige 
Herausforderungen in der Arzneimittelver-
sorgung und -anwendung und zeigt, 
welchen Beitrag die Sozialpharmazie bei 
deren Bewältigung in NRW – und darüber 
hinaus – leisten kann.

J. Breuer, J. Fritze, A. Popa, 
D. Scholtysik, J. Seifert,  
M. Wich (Hrsg.)
Die Ärztliche Begut
achtung – Diagnostik, 
Beurteilung, Entschädi-
gung, Rechtsfragen
Springer (9. Aufl. 2025)
1.267 Seiten, 279,99 Euro
ISBN 978-3-662-60979-8

Puteanos, U.
Sozialpharmazie im 
Öffentlichen Gesund-
heitsdienst Nordrhein-
Westfalen. Eine Übersicht 
1998–2023
Akademie für Öffentliches 
Gesundheitswesen  
(1. Aufl. 2026)
124 Seiten, Open Access
DOI 10.61163/soz-
pharm_v1

B. Hunstig, B. Langen-
bruch, A. Wünsch
Der Kinder- und Jugend-
gesundheitsdienst. Lehr-
buch für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst
Akademie für Öffentliches 
Gesundheitswesen  
(Version 2.0. 2026)
76 Seiten, Open Access
DOI 10.61163/kjgd_lehr-
buch_v2

Im Juni 2026 haben André Martini, Refe-
rent für Notfall- und Krisenmanagement der 
AÖGW, und Prof´in Dagmar Starke, kommis-
sarische Leiterin der AÖGW, einen Beitrag 
über Die Rolle der Gesundheitskrisenkoor-
dination in der Zivilen Verteidigung im Pu-
blic Health Forum veröffentlicht. Ihre Kern-
aussage: Der gesundheitliche Bevölkerungs-
schutz in Deutschland sei für kurze, lokale 
Schadenslagen gut gewappnet – jedoch ak-
tuell unzureichend für langanhaltende Krisen 
oder einen Bündnis- bzw. Verteidigungsfall. 
Es brauche mehr Resilienzmaßnahmen der 
für den Bevölkerungsschutz zuständigen Ein-
richtungen und eine personell ausgestattete 
Gesundheitskrisenkoordination, besonders 
auf kommunaler Ebene. Der Artikel beleuch-
tet gesetzliche Grundlagen, Zuständigkeiten, 
notwendige Stellen und passende Qualifika-
tionen für das Personal. Die AÖGW bietet da-
für die Fortbildungsreihe „Krisenmanagement 
im Gesundheitswesen“ an.

Public Health Forum 2026; 34(2): 80–84 | doi.
org/10.1515/pubhef-2026-0002

Mit Oliver Razum, Jonas Rickermann, und Su-
sanne Moebus hat Prof´in Dagmar Starke in 
derselben Ausgabe des Public Health Forums 
einen Beitrag über Public Health zwischen 
Frieden und Krieg verfasst. Ausgangspunkt 
der Überlegungen ist das Spannungsverhält-
nis zwischen dem Friedens- und Gerechtig-
keitsverständnis der Ottawa-Charta und 
einer realpolitischen Gegenwartsperspek-
tive, die Resilienz und Verteidigungsfähig-
keit aufgrund zunehmender geopolitischer 
Konflikte stärker gewichtet. Die Autor:innen 
vertreten die Auffassung, dass sich Public 
Health in Deutschland bislang zu wenig mit 
gesundheitlichen Folgen hybrider und militä-
rischer Bedrohungen auseinandergesetzt hat. 
Als konkrete Handlungsfelder werden unter 
anderem die Versorgung Geflüchteter und 
die Vorbereitung des Gesundheitssystems 
auf eine große Zahl von Verletzten genannt.

Public Health Forum 2026; 34(2): 77–79 | doi.
org/10.1515/pubhef-2026-0001

Der Beitrag Migration und Ernährung: Hin-
tergründe und Ansätze diversitätssensibler 
Interventionen stammt von Dr. Solmaz Gol-
sabahi-Broclawski, Fachärztin für Psychia-
trie und Psychotherapie und Referentin für 
Psychiatrie, Integration und Migration. Darin 
plädiert sie für einen kultursensiblen Umgang 
mit Gesundheitsförderung und medizinischer 
Versorgung der migrantischen Bevölkerung. 
Unerlässlich dafür seien unter anderem „ent-
sprechende Fort- und Weiterbildungen des 
medizinischen Personals“ sowie ein „Kon-
zept der sozialhygienischen Lebensbedin-
gungen“. Die Anthologie, in der dieser Beitrag 
enthalten ist, bietet einen profunden Rund-
umblick über das interdisziplinäre Fachgebiet 
Public Health Nutrition: „Fehl- und Mangel-
ernährung auf nationaler und internationa-
ler Ebene“, „Innovative und settingbezogene 
Ansätze der Ernährungsprävention“ sowie 
„Nachhaltigkeit und politische Strategien in 
der Ernährung“ sind weitere Themen.

Scherenberg, V., Berling., N. (Hg.): Public Health Nutri-
tion: Ernährung und öffentliche Gesundheit; Stuttgart: 
utb, 2026 | doi.org/10.36198/9783838564838

Dr. Solmaz Golsabahi-Broclawski hat zudem 
einen Beitrag über Kommunikation in meiner 
Arztpraxis – Spiegel gelebter Sexualkultur 
geschrieben. Ein Hinweis darin: Im Rahmen 
der Sexualtherapie sei es unerlässlich, in das 
Thema Erziehung, Kernfamilie, Körperbild der 
Betroffenen analytisch einzusteigen. Sprach-
liche und kulturelle Barrieren zu erkennen, 
sei herausfordernd, aber wie auch Reflexion 
und interkulturelle Kompetenz unabdingbare 
Voraussetzung für eine gelungene Kommu-
nikation. Anhand von Fallbeispielen zeigt die 
Autorin, wie weitere Aspekte die Kommuni-
kation beeinflussen können, sei es die Spra-
che, eine dolmetschende dritte Person, die 
räumliche Situation oder auch nonverbale Si-
gnale sowie, ob die Beratung als Einzel- oder 
Gruppengespräch stattfindet

Golsabahi-Broclawski, S. (2026): Kommunikation in 
meiner Arztpraxis – Spiegel gelebter Sexualkultur. In: 
Sielert, Behrens, Hullermann, Kayser, Skaletz-Rorow-
ski: Handbuch Sexualität – Sexuelle Gesundheit – 
Sexualkultur, Berlin 2026, S.249–257.
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WER IN DEN 
AMTSÄRZTLICHEN DIENST
EINSTEIGEN WILL, 
BRAUCHT DAS RICHTIGE 
ROLLENVERSTÄNDNIS

Das Interview führte Michael Podschadel-Hoff, Redakteur, Team Digitales und Kommunikation, AÖGW

D
er Amtsärztliche Dienst ist eine 
ständige Gratwanderung: Ist der 
Mitarbeitende dienstfähig? Ist die 
Unterstützungsempfängerin er-

werbsfähig? Kann der Asylbewerber reisen? 
Das sind typische Fragen der Begutachtung, 
die streng genommen nur mit einem Ja oder 
Nein beantwortet werden können. Eine sol-
che Antwort würde jedoch über den weiteren 
Verlauf entscheiden, und Entscheidungen zu 
treffen, ist ausdrücklich nicht Aufgabe der 
begutachtenden Mediziner:innen. Wir haben 
mit Dr. Rudolf Lange, dem langjährigen Leiter 
des Kreisgesundheitsamts Mettmann, über 
die Besonderheiten und Herausforderungen 
im Amtsärztlichen Dienst gesprochen.

Herr Dr. Lange, was sind Besonderheiten 
im Amtsärztlichen Dienst?
Was ich im Weiterbildungskurs an der Aka-
demie grundsätzlich vermitteln will, ist das 
besondere Rollenbild des Amtsarztes oder 
der Amtsärztin. Wer in den ÖGD eintritt, hat 
vorher zumeist kurativ gearbeitet, mit dem 
Ziel, Patientinnen und Patienten zu heilen. 
Man war in der Rolle der oder des Helfenden 
und Heilenden. Bei der Begutachtung ist das 
aber nicht die Aufgabe. Ebenso wenig geht 
es darum, den Interessen einer Dienststel-
le zu folgen. Der Amtsarzt oder die Amts-
ärztin erstellt Gutachten auf der Grundlage 
medizinischer Kriterien und beschreibt, was 
für die untersuchte und begutachtete Per-
son beispielsweise im Beruf geht und was 
nicht. Was dienstrechtlich daraus folgt, also 
ob Mitarbeitende von ihrer Dienststelle dann 
als dienstfähig oder nicht eingestuft werden, 
ist nicht Angelegenheit des Amtsärztlichen 
Dienstes. Wir liefern fachliche medizinische 
Kriterien, die bei der Entscheidungsfindung 
unterstützen können, entscheiden aber nicht.

Ist das emotional im Alltag nicht oft eine 
Herausforderung?
Dieser Rollenwechsel und Funktionswechsel 
fällt den Begutachtenden manchmal durch-
aus schwer. Ein kritisches Themenfeld, das 
wir oft zu beackern haben, ist die Frage der 
Reisefähigkeit von Asylbewerberinnen und 
Asylbewerbern, um das mal als ein Beispiel 
herauszugreifen. Wir müssen uns in dieser 
Situation von der Rolle der oder des Helfen-
den oder Urteilenden gegenüber den Betrof-
fenen lösen, wir sind nicht für ihre optimale 
Versorgung und ihr Wohlergehen zuständig. 
Das ist nicht unsere Aufgabe. Wir sind aber 
umgekehrt auch nicht dazu da, den Behörden 
beispielsweise die Abschiebungen zu ermög-
lichen oder zu erleichtern, auch wenn das 
gerade gewünscht ist. Wir sind ausschließ-
lich dafür zuständig und verantwortlich, die 
medizinischen Aspekte, die etwa für eine Rei-
se relevant sind, zu beschreiben und dann 
zu sagen, so sieht es aus, es bestehen fol-
gende gesundheitliche Risiken und so wei-

ter. Wir treffen aber nicht die Entscheidung 
über die Reisefähigkeit, sondern in diesem 
Fall die Ausländerbehörde.

Das erfordert vermutlich eine enorme 
Rollensicherheit im Berufsalltag.
Richtig. Sich auf die Rolle des Gutachters 
oder der Gutachterin als neutrale, unabhän-
gige und sachkundig beratende Instanz zu 
fokussieren und nicht eingespannt zu werden 
in vorweggenommene verwaltungsrechtliche 
Entscheidungen, ist eine besondere Heraus-
forderung im Amtsärztlichen Dienst. Das ist 
auch mit einer der Gründe, warum wir in NRW 
vor 20 Jahren den Arbeitskreis Qualitätssi-
cherung für das amtsärztliche Gutachten-
wesen ins Leben gerufen haben. Wir wollten 
der Begutachtung einen Rahmen geben und 
Antworten formulieren auf Fragen wie zum 
Beispiel: Wie sehen Gutachten aus? Was sind 
die Rechtsgrundlagen? Und inwieweit sind 
die Verfahren zu standardisieren? Die Her-
ausforderung oder Problematik bei der Be-
gutachtung versteckt sich zudem oft in den 
Begrifflichkeiten, besonders, wenn das Wort 
auf „fähig“ endet. Was heißt reisefähig, was 
heißt dienstfähig, was heißt erwerbsfähig? 
Für das letzte Beispiel gibt es tatsächlich eine 
gesetzliche Definition, aber in vielen anderen 
Fällen fehlt das oft.

Das sind ja ganz grundsätzliche Frage-
stellungen. Mangelt es hier an Standards?
Anders als zum Beispiel bei der Rentenver-
sicherung, die definierte Standards für die 
Begutachtung hat, oder bei der Einstufung 
des Grades einer Behinderung, wo es fes-
te Richtlinien gibt, existieren für das ganze 
große Spektrum der Amtsärztlichen Begut-
achtungen im Grunde genommen sehr wenige 
Rahmenvorgaben. Es gibt teils administrative 
Vorgaben, aber das Inhaltliche ist eher we-
nig geregelt. Im Arbeitskreis haben wir uns 
deshalb auf die Fahnen geschrieben, für 
unsere amtsärztlichen Kolleginnen und Kol-
legen einen Rahmen zu erarbeiten und teils 
auch Begrifflichkeiten zu definieren und be-
stimmte Formulierungen zu standardisieren, 
weil wir als Zwischenglied zwischen Medizin 
und Verwaltung als Dolmetscher fungieren. 
Das bedeutet, dass man manchmal medizi-
nische Sachverhalte in einen auch für Laien 
verständlichen Formulierungsrahmen bringen 
muss, der zugleich berücksichtigt, was das 
Gesetz vorgibt.

Sind Sie zufrieden mit dem, was der 
Arbeitskreis in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten bewegen konnte?
Ich glaube, dass wir wichtige Impulse setzen 
konnten. Wir haben zum Beispiel Kategorien 
erarbeitet und definiert, für die Einordnung 
bestimmter Krankheits-, Störungs- und Be-
einträchtigungscluster. Wenn man heute 
feststellt, dass diese erarbeiteten Muster-
formulierungen auch in der Praxis aufgegrif-

fen werden, ist das an Zeichen dafür, dass 
unser methodischer Ansatz hier Einzug in die 
Denkweise der Kolleginnen und Kollegen ge-
halten hat. Wir bekommen da viel positives 
Feedback, auch über die Landesgrenzen hi-
naus, also können wir es nicht so ganz falsch 
gemacht haben.

Wie kommt man an die methodischen Kon-
zepte, die der Arbeitskreis entwickelt hat?
Unser Arbeitskreis ist eine Arbeitsgruppe des 
Berufsverbandes in NRW. Auf der Internet-
seite des Landesverbands der Ärztinnen und 
Ärzte des ÖGD NRW gibt es einen geschütz-
ten, nicht öffentlichen Bereich, wo zahlreiche 
Materialien und Arbeitspapiere sortiert nach 
den verschiedensten Begutachtungsthemen 
heruntergeladen werden können. Sie ent-
halten Hintergründe, typische Knackpunkte 
im Rahmen der Begutachtung und gegebe-
nenfalls eben auch Antworten auf die Fra-
ge, wie man kategorisieren und formulieren 
kann, und so weiter. Der Zugang zu den Do-
kumenten ist nicht von einer Verbandsmit-
gliedschaft abhängig, man sollte aber schon 
vom Fach sein und ein informelles Interesse 
haben. Wer freundlich anfragt, bekommt auch 
eine freundliche Antwort.

Was gefällt Ihnen persönlich am Amtsärzt-
lichen Dienst besonders gut im direkten 
Vergleich mit anderen Tätigkeitsfeldern im 
Gesundheitsamt?
Als Amtsleiter fand ich alle Gebiete gut, ist 
doch völlig logisch. Da ich mich früher einmal 
stärker im Hygienebereich getummelt habe, 
ist das zum Beispiel gerade ein Bereich, der 
mir mindestens genauso am Herzen liegt. Und 
die Tatsache, dass ich in der Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie gearbeitet habe, hat mir die 
Psychiatrie natürlich nahegebracht. Die Big 
Four, also sprich die vier großen medizini-
schen Gebiete des Gesundheitsamtes, sind 
der Amtsärztliche Dienst, der Kinder- und Ju-
gendärztliche Dienst, die Sozialpsychiatrie 
und die Hygiene und Infektiologie. Sie kom-
binieren den individuell personenbezogenen, 

wenn auch nicht akut-klinischen Ansatz mit 
den weitergehenden Schlussfolgerungen im 
Sinne der Bevölkerungsmedizin. Damit haben 
sie alle ihre besondere Bedeutung, alle ihre 
besondere Bewandtnis und unterschiedliche 
Themenstellungen und damit vielleicht auch 
für den einen oder anderen Menschen eine 
besondere Attraktivität. Je nachdem, welchen 
Hintergrund man mitbringt.
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DR. RUDOLF LANGE

ist Facharzt für Öffentliches Ge-
sundheitswesen, Sozial- und 
Umweltmedizin. Mehr als 37 
Jahre war er im Kreisgesund-
heitsamt Mettmann tätig, davon 
rund 17 Jahre als Leiter des Ärzt-
lichen Dienstes und noch einmal 
ebenso lange als Amtsleiter, be-
vor er im April 2021 in den Ruhe-
stand trat. Seit vier Jahrzehnten 
setzt Lange Impulse im Berufs-
verband, in der Ärztekammer, im 
Ausschuss Öffentliches Gesund-
heitswesen und Infektiologie so-

wie in verschiedenen Verbänden, 
Initiativen und Arbeitsgruppen. Im 
April dieses Jahres wurde er mit 
der Johann-Peter-Frank-Medaille 
für seine „herausragenden Ver-
dienste um den Öffentlichen Ge-
sundheitsdienst“ ausgezeichnet: 
Der Bundesverband der Ärztinnen 
und Ärzte des Öffentlichen Ge-
sundheitswesens (BVÖGD) lobte 
Langes besonderen Einsatz für 
die Kinder- und Jugendgesund-
heit sowie die Weiterentwicklung 
des sozialpsychiatrischen Diens-
tes. Die AÖGW unterstützt Rudolf 
Lange seit vielen Jahren als Do-
zent in den Weiterbildungskursen.
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